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Tisch-Vorlage für die Sitzung des Senats am 12. Mai.2020 

Entschließung des Bundesrates: „Kunst-, Kultur-, Medien- und 
Kreativlandschaft in Deutschland sichern – Hilfen für Kulturschaffende und 

Kultureinrichtungen spezifisch und mittelfristig wirkend ausgestalten“ 

Mitantragstellung zu einem Entschließungsantrag des Landes Berlin für die 989. 
Sitzung des Bundesrates am 15.Mai.2020 

 

A. Problem 

Auf Grund der weltweiten Corona-Pandemie ist in den kommenden Monaten auch 
weiter deutlichen Einschränkungen des kulturellen Lebens zu rechnen. Dies hat für 
viele Kulturschaffende und Kultureinrichtungen auch in Bremen gravierende Folgen. 
Auch in diesen schwierigen, für viele Künstlerinnen und Künstler existenzbedrohen-
den Zeiten hat sich an der Haltung des Senats zum Stellenwert künstlerischer Ange-
bote und kultureller Aktivitäten nichts geändert: Kunst und Kultur tragen ganz ent-
scheidend zur bremischen Lebensqualität bei. Es ist und bleibt das Ziel der Kulturpoli-
tik des Senats, für möglichst alle Menschen in unserer Stadt ein attraktives künstleri-
sches und kulturelles Angebot sicherzustellen – und das sowohl unter den Bedingun-
gen, die in Zeiten der Pandemie gelten, als auch im Anschluss.  

Der Senat hat auf die Lage der freischaffenden Künstlerinnen und Künstler reagiert 
und am 31. März „Sofortprogramm zur Unterstützung freischaffender Künstlerinnen 
und Künstler aufgrund der Auswirkungen der Coronavirus-Krise“ beschlossen.  

Auch der Vorsitzende der Kultur-Ministerkonferenz hat mit Schreiben vom 23. April an 
die Beauftragte für Kultur und Medien der Bundesregierung umfassend auf die Notla-
gen von Kulturschaffenden eindringlich hingewiesen und einen nationalen Kraftakt für 
die Kultur gefordert. Der Senat teilt die Auffassung, dass zur Unterstützung der Kultur-
schaffenden weitere Anstrengungen auf nationaler Ebene in Abstimmung von Bund 
und Ländern dringend geboten sind.  

B. Lösung 

Als Mitantragsteller bringt die Freie Hansestadt Bremen gemeinsam mit dem Land Ber-
lin eine Entschließung in den Bundesrat ein, indem festgestellt wird, dass weite Teile 
der Kunst-, Kultur-, Medien- und Kreativwirtschaft zu jenen Bereichen des gesellschaft-
lichen Lebens gehören, die absehbar für längere Zeiträume ihre Institutionen nicht öff-
nen und ihre Vorhaben nicht oder nur stark eingeschränkt fortsetzen können. Die Berli-
ner Initiative will die Existenz selbstständiger Künstlerinnen und Künstler, Kulturschaf-
fenden und Kreativwirtschaftlerinnen und Kreativwirtschaftler sowie Medienschaffenden 
und Mediendienstleisterinnen und Mediendienstleister sichern und somit weite Teile der 
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Kunst-, Kultur-, Medien- und Kreativwirtschaft stützen. Auch die in finanzielle Nöte ge-
ratenen staatlich geförderten Kultureinrichtungen sollen zusätzlich unterstützt werden.   

Die Entschließung setzt inhaltlich an Vorschlägen der Wirtschaftsministerkonferenz und 
der Kulturministerkonferenz an, den Solo-Selbstständigen zum Ausgleich ihrer substan-
ziellen Umsatzeinbrüche einen pauschalen Betrag i.H.v. 1.180 EUR monatlich zu ge-
währen. Die Bundesregierung wird aufgefordert für selbstständige Künstlerinnen und 
Künstler, Kultur- und Medienschaffende und Akteure in der Kreativwirtschaft sowie Me-
dienschaffende und Mediendienstleister ohne eigene Betriebsstätte, deren Einnahmen 
durch die Absage von Veranstaltungen oder Aufträgen in der Zeit der Corona-Pandemie 
entfallen, Regelungen zum Ausgleich ihrer substanziellen Umsatzeinbrüche zu entwi-
ckeln. 

Die Entschließung weist zudem auf Förderungslücken im aktuellen Soforthilfepro-
gramm des Bundes hin: Je nach Anzahl der Beschäftigten werden gemeinnützige Insti-
tutionen gar nicht oder nicht hinreichend vom Soforthilfeprogramm des Bundes erfasst. 
Da diese Einrichtungen nicht darauf ausgerichtet sind, Gewinne zu erzielen, verfügen 
sie auch nicht über Rücklagen, um beim Wegfall von Einnahmen Liquiditätsengpässe 
langfristig zu überbrücken oder Kredite zurückzuzahlen. Viele Betroffene haben einen 
hohen Eigenerlösanteil z. B. aufgrund von Veranstaltungen, die ggf. noch lange nicht 
wieder stattfinden können. Auch die aufgelegten Bürgschaftsprogramme für einen er-
leichterten Zugang zu Krediten und die Möglichkeit des Ausreichens von Gutscheinen 
anstelle von Rückerstattungen beim Ausfall von Veranstaltungen helfen hier nur für 
kurze Zeit bzw. verlagern das Liquiditätsproblem auf einen späteren Zeitpunkt. 

 

C. Alternativen 

Alternativ ist eine bloße Zustimmung zu einer allein durch das Land einzubringenden 

Entschließung mit entsprechendem Inhalt denkbar. Dies wird nicht empfohlen.  

D. Finanzielle, personalwirtschaftliche und genderbezogene Auswirkungen 

Keine, Männer und Frauen sind von der Entschließung gleichermaßen betroffen. 

E. Beteiligung und Abstimmung 

Die Abstimmung der Vorlage mit der Senatorin für Wirtschaft, Arbeit und Europa und 

dem Bevollmächtigen beim Bund ist eingeleitet.  

F. Öffentlichkeitsarbeit und Veröffentlichung nach dem Informationsfreiheitsge-

setz 

Die Senatsvorlage ist nach Beschlussfassung zur Veröffentlichung über das zentrale 

elektronische Informationsregister geeignet.  
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G. Beschluss 

Der Senat beschließt eine Mitantragstellung der Freie Hansestadt Bremen zur Ent-

schließung des Bundesrates „Kunst-, Kultur-, Medien- und Kreativlandschaft in 

Deutschland sichern – Hilfen für Kulturschaffende und Kultureinrichtungen spezifisch 

und mittelfristig wirkend ausgestalten“ in der 989. Sitzung des Bundesrates am 

15.05.2020.  

 

 

Anlage: Entwurf für eine Entschließung des Bundesrates: „Kunst-, Kultur-, Medien- und 

Kreativlandschaft in Deutschland sichern – Hilfen für Kulturschaffende und Kulturein-

richtungen spezifisch und mittelfristig wirkend ausgestalten“ 
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